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Das Trittbrettfahrerproblem der Klimapolitik
Die Schweiz kann das Weltklima kaum beeinflussen – doch das könnten fast alle Länder von sich sagen

HANSUELI SCHÖCHLI

Warum soll die Schweiz teure Klima-
massnahmen beschliessen, obwohl dies
dem Weltklima praktisch nichts bringt?
Diese Frage kommt im Hinblick auf den
Urnengang zur Klimafondsinitiative
wieder auf. Der Schweizer Anteil des
weltweiten Ausstosses von Treibhaus-
gasen (vor allem CO2) machte 2024 nur
knapp 0,1 Prozent aus. Auch unter Ein-
bezug der Importe ist der Anteil (mit
etwa 0,3 Prozent) marginal.

Doch das könnte fast jedes Land für
sich sagen. Sogar der Anteil der gan-
zen EU mit etwa 6 Prozent auf Produk-
tionsbasis erscheint wenig bedeutend.
Und selbst das mit Abstand führende
China kann mit einem Anteil von knapp
30 Prozent sagen, dass das Ausland für
den Grossteil der weltweiten Treibhaus-
gase verantwortlich sei. Das Trittbrettfah-
rerproblem macht die Klimapolitik ver-
trackt: Jedes einzelne Land scheint für
sich allein am besten zu fahren, wenn es
selbst wenig gegen das Klimaproblem
macht, die anderen aber aktiv sind.Wenn
alle so denken, ist am Ende kein Trittbrett
da, auf das man gratis aufsteigen könnte.

EU bleibt verbal auf Kurs

Internationale Vereinbarungen à la Pari-
ser Klimakonvention sollen das Tritt-
brettfahrerproblem lindern. Das ist alles
andere als wasserdicht, aber besser als
nichts. Die USA (Anteil am Ausstoss
etwa 11 Prozent) haben sich heuer in-
des aus dem Pariser Abkommen abge-
meldet. In der EU verlor die Klimapoli-
tik ebenfalls an Gewicht. Doch die EU
bleibt rhetorisch auf Kurs.

Der Kurs – das ist das Ziel, den Aus-
stoss von Treibhausgasen bis 2050 auf
«netto null» zu senken. Netto null heisst:
Man will höchstens noch so viele Treib-
hausgase ausstossen, wie sich durch
Speicher natürlicher Art (zum Beispiel
mit Bäumen) und technischer Art ent-
nehmen lassen. Nach Pariser Definition
ist für die nationale Betrachtung der im
Inland entstehende Ausstoss von Treib-
hausgasen massgebend – gemäss dem
Produktionsprinzip und damit ohne Be-
rücksichtigung der Klimabilanz aus der
Herstellung von Importgütern.

Laut einer Zusammenstellung der
britischen Organisation Energy & Cli-
mate Intelligence Unit haben welt-

weit nebst der EU etwa 35 Länder ein
Netto-null-Ziel im Gesetz verankert.
Weitere knapp 80 Länder haben ein
solches Ziel in einem Strategiedoku-
ment oder in einer politischen Erklä-
rung verkündet. 2050 ist das meist-
genannte Zieljahr.

Die Schweiz hat 2023 das Netto-null-
Ziel für 2050 ins Gesetz geschrieben.
Dies aufgrund eines Urnengangs mit 59
Prozent Ja-Stimmen. Der demokratie-
politische Wert jener Abstimmung be-
trug aber ungefähr «netto null». Denn
die Vorlage enthielt keine Kosten etwa
in Form von höheren Lenkungsabgaben,
Steuern oder von mehr Verboten. Das
Volk hat somit im Kern nur Folgendes
gesagt: «Ich bin für das Netto-null-Ziel,
solange es mich nichts kostet.»

Wie wichtig die Zielerreichung für
das Volk ist, wird sich erst in seiner
Opferbereitschaft zeigen. Bis jetzt sieht
man von einer solchen Bereitschaft we-
nig. Die Klimafondsinitiative wird dazu
keine neuen Anhaltspunkte liefern,
denn die Vorlage verlangt keine zusätz-
lichen Steuern, Abgaben oder Verbote.
Sie stellt stattdessen einen riesigen Sub-
ventionstopf in Aussicht, den der Bund
durch höhere Schulden zulasten künfti-
ger Steuerzahler «finanzieren» soll. Die
Initianten glauben offenkundig nicht an
die Opferbereitschaft im Volk.

Verkehr im Rückstand

Trotzdem rufen die internationale poli-
tische Verpflichtung, die nationale Ge-
setzeslage sowie der «moralische» An-
spruch nach einem ernsthaften Umgang
mit dem Netto-null-Ziel. Die Schweiz
hat sich auch Zwischenziele gesetzt. So
soll unter anderem der Ausstoss von
Treibhausgasen 2030 mindestens 50 Pro-
zent unter dem Niveau von 1990 liegen.

Gemäss Bundesdaten hat die
Schweiz ihren Ausstoss von Treibhaus-
gasen seit 1990 je nach Betrachtungs-
weise um 20 oder um 26 Prozent gesenkt
(bis 2023). Und dies trotz deutlich ge-
wachsener Volkswirtschaft. Die Staaten
können sich überdies Projekte zur Sen-
kung des CO2-Ausstosses im Ausland an
ihre Klimabilanz anrechnen lassen.

Laut offizieller Verkündung sind die
Zwischenziele für 2030 «sehr herausfor-
dernd». Im Klartext könnte dies heis-
sen, dass die Schweiz die Zwischenziele
deutlich verfehlt. Das war im vergange-
nen Herbst an einer Fachtagung in Bern
die Prognose vom Leiter des Bereichs

Klima im Bundesamt für Umwelt. – Die
CO2-Verordnung enthält Richtwerte zur
prozentualen Reduktion für die Haupt-
bereiche 2030. Gemäss den Daten hat
vor allem der Sektor Verkehr Rückstand
auf die Marschtabelle; die Bereiche
Industrie und Gebäude sind eher auf
Kurs. Die bisher vertraglich gesicher-
ten Kompensationsprojekte im Ausland
genügen derweil bei weitem nicht, um
den vorgesehenen Auslandanteil zu er-
reichen; der Bundesrat erklärte vor Jah-
resfrist, dass er die verbleibende Lücke
durch den Kauf von Emissionszertifika-
ten schliessen wolle.

Wie die Schweiz beim Klimaschutz
im internationalen Vergleich dasteht,

hängt vom Massstab ab. Gemessen an
der Pariser Definition zum Ausstoss von
Treibhausgasen pro Einwohner gibt die
Schweiz ein relativ positives Bild ab.
Dies dürfte unter anderem mit der re-
lativ klimafreundlichen Stromproduk-
tion und der geringen Präsenz von be-
sonders «schmutzigen» Industriesekto-
ren zu tun haben.

Der Konsum wiegt schwer

Anders sieht das Bild in der Konsumbe-
trachtung aus. Hier sind die Emissionen
aus der Produktion importierter Güter
berücksichtigt, während Exporte aus der
Rechnung fallen. Der Konsumansatz bil-
det das Verursacherprinzip näher ab. In
dieser Betrachtung war 2023 der Aus-
stoss von Treibhausgasen der Schweiz
mit 132 Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lenten mehr als dreimal so hoch wie in
der Produktionsbetrachtung. Drei Vier-
tel der Belastungen betrafen Importe.

Auch in der Konsumbetrachtung
nehmen die Schweizer Treibhausgas-
Emissionen ab, doch der Rückgang ist
prozentual geringer als beim Alterna-
tivansatz. Und im internationalen Ver-
gleich steht die Schweiz bei der Klima-
belastung pro Einwohner wegen des
hohen Konsums relativ schlecht da.

Nochmals eine andere Sicht lieferte im
November 2025 eine internationale Län-
derrangliste von Klimaschutzorganisatio-
nen. Als Kriterien dienten Ausstoss von
Treibhausgasen, Bedeutung erneuerbarer
Energien, Energieeffizienz und Klima-
politik. Die Schweiz liegt dabei im oberen
Mittelfeld – mit Rang 23 von 64 Staaten.
Das Fazit: Die Schweiz muss sich nicht
schämen, und sie kann sich nicht brüsten.

Klimafonds-Initiative
Eidgenössische Abstimmung
vom 8. März 2026

Relativ klimafreundliche Schweiz?

Ausstoss* von Treibhausgasen im Inland pro
Einwohner, 2024, in Tonnen CO2-Äquivalenten

*Ohne Berücksichtigung des Ausstosses bei der
Produktion von konsumierten Importgütern.
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«Die Handelsströme wachsen plötzlich enorm»
Die Welt zerteilt sich in regionale Machtzentren. Dennoch gehe die Globalisierung weiter, sagt Parag Khanna
im Gespräch mit Leon Igel. Seine Hoffnung schöpft er aus der weltweiten Infrastruktur

Herr Khanna,Trump ist seit einem Jahr
im Amt und stellt die politische Ord-
nung infrage. Sie sind geopolitischer
Stratege. Wenn Sie fünf Minuten mit
Donald Trump sprechen könnten, was
würden Sie ihm sagen?
Ich glaube nicht, dass er mir wirklich
zuhören würde. Ich würde ihm daher
eine Karte zeigen.

Welche?
Ich hatte diese Karte schon in seiner ers-
ten Amtszeit erstellt. Sie zeigt den An-
teil jedes Kontinents am Welthandel.
Die USA liegen heute bei etwa 15 Pro-
zent. Mit der Karte könnte ich Trump
zeigen, dass er in einem Handelskrieg
einen kleineren Hebel hat, als er denkt.

Mit welcher Karte würden Sie den poli-
tischen Zustand unserer Welt erklären?
Mit meiner datengestützten Karte der
geografischenKomplexität (siehe Karte).

Die sieht wirklich komplex aus.
Die Karte zeigt die Infrastruktur unse-
rer Welt. Strassen, Pipelines, Daten-
kabel. Die Reichweite grenzüber-
schreitender Infrastruktur ist gigan-
tisch, und sie wächst jedes Jahr. Trotz
allen Schlagzeilen zu Kriegen und Kon-
flikten investieren viele Länder und
Firmen jedes Jahr mehrere Billionen
Dollar in die engere Verzahnung der
Welt. Das ist, was zählt. Infrastruktur
organisiert die Welt ebenso stark, wie
Grenzen es tun.

Dennoch lässt sich nicht bestreiten, dass
die Machtpolitik zurückgekehrt ist. Das
Zeitalter der Globalisierung scheint zu
Ende zu sein.
Ich aktualisiere meine Karte jedes Jahr.
Sie zeigt die Empirie. Wäre die Glo-
balisierung am Ende, müsste sie weni-
ger Verbindungen zeigen als früher.
Doch das Gegenteil ist der Fall. Ich ver-
stehe das ganze Gerede vom Ende der
Globalisierung nicht. Das ergibt doch
keinen Sinn.

Der Protektionismus nimmt zu. Stich-
wort: Trumps Handelskriege.
Was passiert nach dem Ausbruch eines
Handelskrieges?

Sagen Sie es mir.
Die Handelsströme wachsen plötzlich
enorm. Die Unternehmen verschicken
noch schnell ihreWaren, bevor die Zölle
kommen. Auch wenn Politiker versu-
chen, die Globalisierung zu reduzieren,
wächst sie weiter. Die Globalisierung
ist kein von oben verordnetes Prinzip,
sie findet von unten statt. Die Welt ist
vernetzt, das lässt sich nicht mehr rück-
gängig machen.

Auch viele Unternehmen denken mitt-
lerweile um. Überall auf der Welt über-
legen sie sich, wie sie unabhängiger von
Lieferketten aus dem Ausland werden
können.
Keine Frage. Wo es sinnvoll ist, sollten
wir die Globalisierung lenken. Warum
fahren Tanker Erdöl über die Welt-
meere, obwohl man erneuerbare Ener-
gien vor Ort nutzen kann? Warum ver-
zichten Unternehmen auf grosse Lager-
häuser und setzen auf Just-in-time-Lie-
ferketten, obwohl das unternehmerisch
risikoreich ist? Warum ist die weltweite
Halbleiterindustrie auf eine kleine ge-
fährdete Insel namens Taiwan angewie-
sen? Das ergibt alles wenig Sinn.

Sie sprechen von TSMC, dem wichtigs-
ten Chipproduzenten der Welt. Ohne
das Unternehmen aus Taiwan geht heute
nichts mehr.
Deswegen baut das Unternehmen an
vielen Orten auf derWelt neue Produk-
tionsstätten. In Indien, Japan, Deutsch-
land oder denUSA zumBeispiel. So will
es unabhängiger von den Risiken wer-
den, die eine Eskalation des Konflikts
zwischen China und Taiwan mit sich
bringt. Wir sehen: Auch dieser geopoli-
tische Konflikt treibt die Globalisierung
voran, dieWelt vernetzt sich weiter.

Ich würde in diesem Kontext eher von
Geoökonomie sprechen.
Wir brauchen den Begriff Geoökono-
mie gar nicht, Geopolitik schliesst als
Wort schon alles ein. Ob Computer-
chips, Rohstoffe oder Währungspoli-
tik, alles ist Geo. Ich würde daher lie-
ber von Geokomplexität sprechen.Wir
müssen unseren Blick viel stärker auf
die wechselseitigen Abhängigkeiten
unserer Welt richten und nicht nur auf
einzelne Teilgebiete. Das erklärt auch,
warum sich die Politik heute so un-
glaublich schnell wandelt. Alles ist mit
allem verbunden. Unsere Handlungen
haben enormweitreichende Effekte,wir
müssen ständig reagieren.

Wie würden Sie die Gegenwart be-
schreiben?
Wir leben momentan in einem neomer-
kantilistischen Neoimperialismus.

Was meinen Sie damit?
Die Grossmächte verhalten sich wieder
wie Imperien, sie wollen ihren globa-
len Einfluss erweitern.Aber sie tun das
nicht, indem sie andere Länder kolonia-
lisieren. Sie machen das über die Wirt-
schaft. Sie fördern den Export der eige-
nen Wirtschaft und suchen einen Zu-
gang zu fremden Lieferketten. Durch
wirtschaftliche Abhängigkeiten ande-
rer Länder wollen sie ihre Macht er-
weitern. China, die Vereinigten Staaten
und die Europäische Union sind die drei
Imperien unserer Zeit. Sie machen das
in ähnlicherWeise.

Ist die EU wirklich eine Grossmacht?
Die EU ist eine wirtschaftliche Gross-
macht, gerade hat sie ein Freihandels-
abkommen mit Indien und dem Merco-
sur geschlossen. Sie ist militärisch weni-
ger stark als Amerika und China, aber
ihr globaler Einfluss ist enorm.

Was würden Sie Europa empfehlen, um
weiterhin Einfluss zu haben?
Ich war 1994 als Schüler für ein Aus-
tauschjahr auf einem Gymnasium in
Schleswig-Holstein. Da haben wir
schon über diese Frage diskutiert. Die
Antwort von meinen Klassenkamera-
den und mir war: Die EU muss sich er-
weitern und vertiefen. Das denke ich
immer noch. Die EU ist mittlerweile
eine Währungsunion, nimmt verein-
zelt gemeinsame Schulden auf. Beim
Projekt der Bankenunion und einer
gemeinsamen Verteidigung hapert es

zwar noch, doch viele Länder glauben
an das europäische Projekt und wollen
Mitglied der EU werden.

Also mehr europäische Einheit?
Die Geschichte zeigt: Die Europäische
Union lernt aus der Krise. Die EU wird
das tun, womit sie in derVergangenheit
erfolgreich war. Sie wird ihre Struk-
turen vertiefen. Verteidigungsunion,
Kapitalmarktunion oder gemeinsame
Schulden: Es gibt noch viele Stellen,
an denen die EU stärker zusammen-
wachsen kann.

Viele Europäer stehen der EU aber
skeptisch gegenüber.
Die Europäer müssen sich dem neoim-
perialen Wettbewerb stellen. Andern-
falls werden sie von China oder den
USA geschluckt. Das können sie ge-
meinsam besser verhindern als allein.

Wird Europa am Ende dieses Jahrzehnts
noch eine Rolle spielen?
Ja, klar.

Aber?
Wir werden 2030 in einem neuen Mit-
telalter leben.

Im Mittelalter?
DieWelt wird von einer neomittelalter-
lichen Ordnung geprägt sein. Europa
wird bloss ein Machtzentrum unter
vielen sein.

Wie meinen Sie das?
Die Welt wird so multipolar geprägt
sein wie im Mittelalter. Damals stritten
Könige, Fürsten und Städte umVorherr-
schaft. Es gab supranationale Gebilde
wie das Heilige Römische Reich, der
Papst hatte einen grossen Einfluss.Aber
niemand hatte so viel Macht, dass er die
Weltlage wirklich bestimmen konnte.
Wenn es zu Kriegen kam, wurden sie
regional geführt – und nicht global.

Vor einem dritten Weltkrieg müssen wir
in den 2030er Jahren also keine Angst
haben?
Ich würde sagen, kein Staat dieser Erde
will einen dritten Weltkrieg. Und eine
Welt voll von gleichrangigen Macht-
zentren erschwert eine globale Ausein-
andersetzung. Eine neomittelalterliche
Ordnung hat also ihre Vorteile.

In Europa aber war das Mittelalter von
Seuchen, Krieg und Tod geprägt.

Wir dürfen eine politische Ordnung
nicht mit Sicherheit verwechseln. Das
eine kann das andere nicht garantie-
ren. Die vergangenen Jahrzehnte waren
nicht wegen der regelbasierten Ordnung
so friedlich. Auch die Vereinten Natio-
nen haben nicht zum Frieden beigetra-
gen. Es lag an der Machthegemonie der
USA.Doch auch dieAmerikaner konn-
ten die Rückkehr geopolitischer Rivali-
täten nicht verhindern.

Was schliessen Sie daraus?
EineOrdnung ist blossAusdruck der da-
hinterliegenden Macht. Jetzt entstehen
neue Machtverhältnisse, die alte Ord-
nung zerbröckelt. Statt an dysfunktiona-
len Strukturen festzuhalten, müssen wir
uns fragen: Wie können wir eine neue
Ordnung gestalten, die der Realität der
Macht gerecht wird?

Wie könnte diese aussehen?
Bis jetzt sprechen wir von G-20, G-7
oder G-2. Diese Begriffe sind Ausdruck
eines hierarchischen Denkens. Das wird
der jetzigenWeltlage nicht mehr gerecht
und wird es in Zukunft immer weniger.
DieWelt zerteilt sich in regionaleMacht-
zentren.Wir sollten die globale Ordnung
eher als ein Netzwerk verstehen.

Wie meinen Sie das?
Ob die EU,dieAfrikanische Union oder
der Golfrat, es gibt heute schon erfolg-
reiche Staatenverbünde. Wir sollten sie
untereinander stärker vernetzen. Damit
können wir den Herausforderungen der
Welt besser begegnen.Wir brauchen ers-
tens eine stabileWeltwirtschaft, zweitens
müssen wir den Klimawandel bekämp-
fen, drittens brauchen wir eine Lösung
für die gigantischen Migrationsströme.

Die Menschheit soll gemeinsam die Pro-
bleme der Welt lösen. Diesen Anspruch
haben bereits die Vereinten Nationen. Es
hat nicht geklappt.
Die Uno ist hierarchisch aufgebaut und
ignoriert nichtstaatliche Akteure. Des-
wegen funktioniert sie auch nicht. Die
Staatengemeinschaft muss an ein brei-
teres Netzwerk denken. Ich gebe ein
Beispiel: Um den Klimawandel zu be-
kämpfen, brauchen wir den technolo-
gischen Fortschritt. Staaten sollten da-
her mit Tech-Unternehmen kooperie-
ren, das bringt mehr als jeder Klima-
gipfel. Viele Politiker ignorieren, wie
wichtig Unternehmen sind, um globale
Probleme zu lösen.

«Ich verstehe
das ganze Gerede
vom Ende
der Globalisierung
nicht. Das ergibt doch
keinen Sinn.»

Die Karte der geografischen Komplexität von Parag Khanna zeigt die grenzüberschreitende Infrastruktur derWelt. PARAG KHANNA

Dieser Artikel ist bei «NZZ Pro»
erschienen, dem Premiumangebot der
NZZ mit dem vertieften Blick voraus
auf Weltwirtschaft und Geopolitik.

www.nzz.ch/pro

Geostratege
aus Indien

igl. · Parag Khanna ist
ein Kind der Globalisie-
rung, jetzt analysiert er
sie. Der Geostratege ist
1977 in Indien geboren, in
Amerika und Abu Dhabi
aufgewachsen, er ging in

Deutschland zur Schule. Heute lebt er
in Singapur. Khanna hat einen beson-
deren Blick auf dieWelt, er kennt sie in
all ihrer Verschiedenheit. Khanna ver-
misst die Welt in Karten. Der Geostra-
tege hat mehrere internationale Best-
seller geschrieben. 2019 erschien sein
Buch «Unsere asiatische Zukunft».


